
 

 
 

Durchgeführt von 

 

 

Ansprechspartner: 
APD Ukraine 

wul. Reytarska 29-b, 
01030 Kiew 

info@apd-ukraine.de 
www.apd-ukraine.de 

 

 
beim Nationalen Verband der Landwirtschaftlichen Beratungsdienste der Ukraine  

 
 
 
 
Agrarpolitischer Bericht APD/APB/06/2022 

 
 
 

Überblick und Vorschläge zur Einführung von 
EU-Agrarhandelsstandards (Produktsicherheit) 

in der Ukraine (als erste Schritte)  
 
 
 

Victoria Müller   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  Kyjiw, Mai 2022 
 

mailto:info@apd-ukraine.de
http://www.apd-ukraine.de/


2 

Über das Projekt “Deutsch-Ukrainischer Agrarpolitischer Dialog” (APD) 

Das Projekt Deutsch-Ukrainischer Agrarpolitischer Dialog (APD) wird vom 

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) seit 2006 zunächst bis 

Ende 2024 gefördert und in dessen Auftrag über den Mandatar GFA Consulting Group 

GmbH sowie eine Arbeitsgemeinschaft bestehend aus der IAK AGRAR CONSULTING 

GmbH (IAK), dem Leibniz-Institut für Agrarentwicklung in Transformationsökonomien 

(IAMO) und der AFC Agriculture and Finance Consultants GmbH durchgeführt. 

Projektträger ist der Nationale Verband der Landwirtschaftlichen Beratungsdienste der 

Ukraine „Dorada“. Der APD kooperiert mit der BVVG Bodenverwertungs- und -

verwaltungs GmbH bei der Umsetzung wichtiger Komponenten zur Entwicklung einer 

effektiven und transparenten Bodenverwaltung in der Ukraine. Benefiziar ist das 

Ministerium für Agrarpolitik und Ernährung der Ukraine. 

In Übereinstimmung mit marktwirtschaftlichen und ordnungspolitischen Grundsätzen 

und unter Berücksichtigung der sich aus dem EU-Ukraine-Assoziierungsabkommen 

ergebenden Entwicklungspotentiale soll das Projekt die Ukraine bei der Entwicklung 

einer nachhaltigen Landwirtschaft, einer effektiven Verarbeitungsindustrie und bei der 

Steigerung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit sowie bei Schutz der nutzliche 

Ressourcen unterstützen. Dazu sollen vor allem deutsche, hier u.a. ostdeutsche, aber 

auch internationale, insbesondere EU-Erfahrungen bei der Gestaltung agrar-und 

forstpolitischer Rahmenbedingungen sowie bei der Organisation von entsprechenden 

Institutionen bereitgestellt werden. 
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1 (NICHT) STAATLICHE EU-AGRARHANDELS- UND 

LEBENSMITTELSICHERHEITSSTANDARDS UND IHRE 

BEDEUTUNG FÜR DIE UKRAINE 

Das Lebensmittelrecht ist in der Europäischen Union (EU) weitestgehend harmonisiert, 

es gelten somit dieselben Vorschriften in den jedem Mitgliedsstaat. Die wichtigsten EU-

Verordnungen für Lebensmittelsicherheit sind  

 die Basisverordnung [Verordnung (EG) Nr. 178/2002]: gemeinsame Grundsätze 

und Definitionen für das einzelstaatliche und das gemeinschaftliche 

Lebensmittelrecht; gilt für alle Produktions-, Verarbeitungs- und Vertriebsstufen 

von Lebensmitteln unter Einbeziehung der Primärproduktion; legt Verfahren fest, 

die sich mittelbar oder unmittelbar auf die Lebensmittel- und Futtermittelsicherheit 

auswirken, 

 die Hygieneverordnung [Verordnung (EG) Nr. 852/2004]: gilt für die 

Lebensmittelunternehmer und umfasst die Lebensmittelhygienevorschriften, die 

für alle Lebensmittel auf allen Produktions-, Verarbeitungs- und Vertriebsstufen 

gelten; schreibt die Anwendung der Grundsätze der Gefahrenanalyse und der 

Überwachung kritischer Kontrollpunkte (HACCP-Konzept) bei der Herstellung von 

Lebensmitteln vor, 

 die Kontrollverordnung [Verordnung (EU) 2017/625]: Kontrollverordnung, die sich 

an die Überwachungsbehörden richtet; legt die Aufgaben der für die Kontrolle 

zuständigen Stellen auf nationaler und europäischer Ebene fest 

 und die Lebensmittel-Informationsverordnung [Verordnung (EU) Nr. 1169/2011]: 

Vorschriften der Lebensmittel-Informationsverordnung (LMIV); enthält Vorgaben 

zur besseren Lesbarkeit (unter anderem eine Mindestschriftgröße auf 

vorverpackten Lebensmitteln), eine klare Kennzeichnung von 

Lebensmittelimitaten, eine verbesserte Allergenkennzeichnung vorverpackter 

Lebensmittel, eine obligatorische Allergeninformation bei nicht vorverpackten 

Lebensmitteln und verpflichtende Vorschriften für eine Nährwertkennzeichnung 

von Lebensmitteln.1 

Die Ukraine und Ihre Akteure haben sich bereits in der Vergangenheit intensiv mit den 

EU-Standards insbesondere im Rahmen des Assoziierungsabkommens (AA) Ukraine-EU 

und dem „Deep and Comprehensive Free Trade Agreement“ (DCFTA) auseinandergesetzt 

und diese in vielen Bereichen übernommen. Der ausführliche Monitoring-Bericht des 

Ukrainischen Zentrums für europäische Politik (UCEP) fasst die Umsetzung des AA 

Ukraine-EU von 2014-2019 zusammen und kommt zu dem Schluss, dass knapp 42% der 

                                                            
1 Lebensmittelsicherheit verstehen Fakten und Hintergründe, HERAUSGEBER Bundesministerium für Ernährung 
und Landwirtschaft (BMEL) Referat 311 – Internationale Lebensmittelsicherheitspolitik Wilhelmstraße 54, 10117 
Berlin 
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Verpflichtungen in diesem Betrachtungszeitraum umgesetzt wurden. Diese Umsetzungs-

Quote setzt sich zusammen aus 12,4% Verpflichtungen die vollständig erfüllt wurden 

(Gesetzgebung wurde verabschiedet und/oder umgesetzt und entspricht den EU-

Anforderungen), 10,4% Verpflichtungen, in denen Fortschritte erzielt wurden 

(gesetzgeberische Arbeit wurde durchgeführt, aber nicht alle notwendigen 

Durchführungsverordnungen wurden verabschiedet und/oder umgesetzt) und 18,9% der 

Verpflichtungen befinden sich in der Startphase der Erfüllung (die Regelungen und/oder 

die Umsetzung befinden sich in der Anfangsphase der Entwicklung/Erfüllung).2 Auf der 

Internetseite https://navigator.eurointegration.com.ua/ lässt sich der jeweilige Stand 

innerhalb der Sektoren einsehen. Im Bereich Zoll- und Handelserleichterungen seien 

demnach über alle betrachteten Jahre hinweg 43% der Verpflichtung bisher erfüllt. Für 

den Agrarhandel von großer Bedeutung ist u.a. der Bereich „Sanitäre und phytosanitäre 

Maßnahmen (SPS)“. Hier seien aktuell 50% der sich aus dem Assoziierungsabkommen 

ableitenden Verpflichtungen erfüllt. Eine Untergruppe dieses Bereiches stellt die Kategorie 

„Chemikalien, zusammengesetzte Produkte und GVO“ dar, mit 19% erfüllten 

Verpflichtungen sind hier im Vergleich besonders wenig Standards übernommen. 

Neben den gesetzlich vorgeschriebenen Standards finden auch nicht „staatliche“ 

Agrarhandelsstandards bzw. „private food standards (PFS)“ in der EU Anwendung. Anders 

als staatliche, gehen diese Standards und Zertifizierungssysteme nicht auf EU-

Verordnungen zurück, die von den Mitgliedsstaaten in nationales Recht umgesetzt 

wurden, sondern auf privatwirtschaftliche Initiativen und Interessensverbände. Sie sind 

daher nicht verpflichtend. Die Bedeutung der nicht staatlichen Standards entsteht 

vorranging durch beherrschende Markt- und Handelsteilnehmer in der EU oder einzelnen 

Mitgliedsstaaten, die diese Standards für die Aufnahme von Produkten ins Sortiment oder 

für die Weiterverarbeitung einfordern.  

Im Allgemeinen bezwecken private Lebensmittelstandard, das Lieferkettenmanagement 

in einem zunehmend globalisierten und wettbewerbsorientierten internationalen 

Lebensmittelmarkt zu vereinfachen. Zur Etablierung privater Lebensmittelstandards 

tragen gemäß FAO3 folgende Aspekte bei: die Zuweisung der rechtlichen Verantwortung 

an die Akteure der Lebensmittelkette für die Gewährleistung der Lebensmittelsicherheit; 

zunehmend globale und komplexe Lieferketten; und die Sensibilisierung der Verbraucher 

für Lebensmittel und Lebensmittelsysteme und ihre Auswirkungen auf die Gesundheit 

und insbesondere auf die Lebensmittelsicherheit. Unternehmen nutzen 

Lebensmittelstandards zudem um sich auf dem Markt abzuheben, obwohl allgemeine 

Einigkeit darüber besteht, dass Lebensmittelsicherheit nicht als Wettbewerbsinstrument 

verwendet werden sollte. 

                                                            
2 „Die Ukraine und das Assoziierungsabkommen: Umsetzungsmonitoring 2014-2019“ 
https://www.kas.de/de/web/ukraine/publikationen/einzeltitel/-/content/die-ukraine-und-das-
assoziierungsabkommen-umsetzungsmonitoring-2014-2019 
3 https://www.fao.org/food/food-safety-quality/a-z-index/private-food-standards0/en/ 

https://navigator.eurointegration.com.ua/
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Obwohl private Lebensmittelstandards privatwirtschaftlichen Interessen vertreten, stehen 

diese oftmals im Einklang mit öffentlichen Interessen. So können nicht-staatliche 

Standards als Instrumente zur Umsetzung staatlichen Interessen genutzt und verstanden 

werden. Insbesondere Probleme in der Lebensmittelsicherheit können z.B. durch nicht-

staatlichen Standards identifiziert und von öffentlichen Stellen aufgenommen und 

behoben werde. Private Standards könne wir Lebensmittelsicherheit und Steigerung der 

Lebensmittelqualität beitragen. 

Die nachfolgende Nennung von nicht staatlichen Handelsstandards ist keines Falls 

abschließend und dient vorranging der Übersicht von bedeutenden Standards. 

Als eines der wichtigsten Zertifikate wird in der Agrarwirtschaft GLOBALG.A.P. 

beschrieben. Die größten Lebensmittelhändler wie Carrefour, Aldi-Gruppe, Edeka, Rewe 

Group, die Metro-AG und weitere fordern u.a. die Zertifizierung GLOBALG.A.P. von ihren 

Lieferanten für bestimmte Produktgruppen. Im Jahr 2019 nahm ein „National Technical 

Working Group (NTWG)“ von GLOBALG.A.P. die Arbeit in Kiew in Zusammenarbeit mit 

der USAID auf, erstellt einen Arbeitsplan für die nächsten 5 Jahre und begann mit 

Übersetzungen des Regelwerks. Seit Februar 2022 bietet GLOBALG.AP zertifizierten 

ukrainischen Erzeugern ein Notfallverfahren zur Verlängerung der Zertifikatsgültigkeit für 

einen Zeitraum von maximal sechs Monaten. Darüber hinaus können 

Zertifizierungsstellen, die aufgrund aktueller behördlicher Reisebeschränkungen und des 

Ausnahmezustands („höhere Gewalt“) in der Ukraine keine Vor-Ort-Inspektion/-Audit 

durchführen können, die Inspektion/das Audit nach GLOBALG aus der Ferne 

durchführen.4 

Der GlobalG.AP-Standard finden Anwendung auf Landwirtschaftsbetrieben und gilt für 

Produkte der folgenden Gruppen: Obst und Gemüse, Viehzucht, Blumenzucht, 

Aquakultur. Außerdem werden Anforderungen an Saat- und Pflanzgut, die 

Futtermittelproduktion und die Überwachung des Prozesses der Weiterverarbeitung in 

der Lieferkette definiert. 

Sobald ein Produkt den landwirtschaftlichen Betrieb verlässt, muss es durch andere 

Qualitätssicherungs- und Zertifizierungsprogramme kontrolliert werden. GLOBALG.A.P. 

gilt als Voraussetzung für den am meisten verbreiteten Standard im Lebensmittel-

Einzelhandel (LEH), den IFS-Standard.  

Der IFS Food Standard ist ein von der GFSI (Global Food Safety Initiative) anerkannter 

Standard für die Auditierung von Lebensmittelherstellern mit dem Schwerpunkt auf 

Lebensmittelsicherheit und der Qualität der Verfahren und Produkte. Der Standard wird 

in der Verarbeitung und Verpackung von Lebensmitteln angewendet und wurde von 

Mitgliedsunternehmen aus der Lebensmittelindustrie und dem Lebensmittelhandel 

entwickelt. Im Rahmen der Auditierung wird geprüft, ob das Qualitätsmanagement und 

                                                            
4 https://www.globalgap.org/uk_en/media-events/news/articles/Update-Ukraine/  

https://www.globalgap.org/uk_en/media-events/news/articles/Update-Ukraine/
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die Lebensmittelsicherheitssysteme des Unternehmens dokumentiert, umgesetzt, 

eingehalten und laufend verbessert werden.  

Die „International Organization for Standardization (ISO)“ hat mit der ISO 22000:2018 

– „Managementsysteme für die Lebensmittelsicherheit – Anforderungen an 

Organisationen in der Lebensmittelkette“ eine weltweit anerkannte Zertifizierung für 

gesamte Lieferkette vom Primärproduzenten bis Konsumenten erarbeitet. Mit einer 

erfolgreichen ISO22000 Zertifizierung werden das HACCP-Konzept (siehe Verordnung 

(EG) Nr. 852/2004) erfüllt. Im März 2021 wurde zuletzt ein neuer Leitfaden zu diesem 

Standard veröffentlicht. 

Auf dem ISO 22000 Standard basiert das im internationalen Handel und der 

Verarbeitenden Industrie ebenfalls weit verbreitete und akzeptierte FSCC 22000 

Lebensmittelsicherheitszertifizierungssystem. Es ist weitreichender als ISO 22000 und 

umfasst auch den Bereich der Futtermittelsicherheit. 

In Deutschland ist QS (Qualität und Sicherheit GmbH) der führende Standard im Bereich 

Lebensmittelsicherheit entlang der Wertschöpfungskette. So sind 95% des frischen 

Schweine- und Geflügelfleischs, 85% des Rindfleischs sowie 90% von Obst, Gemüse und 

Kartoffeln aus Deutschland QS-zertifiziert. 

15 Prozent der Systempartner kommen aus Europa. Ausgerichtet auf die deutschen 

Verbraucher, gelten die Standards grenzüberschreitend und sollen den den 

internationalen Warenverkehr vereinfachen. Um Doppelung in der Kontrolle zu vermeiden 

bestehen gegenseitige Anerkennungen zwischen unterschiedlichen 

Qualitätssicherungssystemen u.a. von GLOBALG.A.P. und IFS FOOD.5 

2 BESCHREIBUNG VON NÖTIGEN WEITEREN SCHRITTEN FÜR 

DIE UKRAINE ZUR IMPLEMENTIERUNG VON NICHT 

STAATLICHEN HANDELSSTANDARDS IM BEREICH 

AGRARHANDEL 

Wie im vorrangegangenen Kapitel aufgeführt können nicht staatliche Standards 

gesellschaftliche Anforderungen aufgreifen, die Etablierung und Durchsetzung 

gesetzlicher Vorgaben unterstützen und die Lebensmittelqualität erhöhen. Somit könnte 

ein politisches Interesse an der Implementierung nicht staatlicher Handelsstandards 

begründet sein und unterstützende bzw. regulierende Maßnahmen getroffen werden. Die 

vorhandene Literatur über „private Lebensmittelstandard“ scheint, nach der ersten 

Recherche, ihren Fokus jedoch auf die Auswirkungen und nicht auf konkrete Schritte der 

Implementierung zu setzte. 

                                                            
5 https://www.q-s.de/qs-system/wofuer-steht-das-qs-pruefzeichen.html 
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Die Implementierung von nicht staatlichen bzw. privaten Standards, welche in der EU von 

Bedeutung sind, bleibt letztendlich auch eine unternehmerische Entscheidung der 

ukrainischen Agrar-, Lebensmittel- und Handelswirtschaft. Langfristig kann neben 

Exportmöglichkeiten auch die Ansiedlung neuer Lebensmitteleinzelhändler in der Ukraine 

diese Entscheidung beeinflussen. Hier gilt es die aktuelle Entwicklung im Blick zu 

behalten, um frühzeitig in den Entscheidungsprozess eintreten zu können. Sollte das 

Zertifizierungsaufkommen einzelner nicht staatlicher Standards höher werden, wird die 

Verfügbarkeit von Zertifizierungsstellen vor Ort zu einem Thema werden, sowie die 

Verfügbarkeit von Beratung und Regelwerken z.B. in ukrainischer Sprache. 

3 ÜBERSICHT DES ABLAUFS UND DER ANFORDERUNGEN AN 

DIE UKRAINE AUF DEM WEG ZUM EU-BEITRITT 

Am 28. Februar 2022 hat der ukrainische Präsident Wolodymyr Selensky ein offizielles 

EU-Beitrittsgesuch beim Europäischen Rat eingereicht. Nach Absprache mit dem Rat der 

EU wird die Europäische Kommission nun eine Stellungnahme über den Antrag auf EU-

Mitgliedschaft abgeben. Die Grundlage für die Beurteilung bildet ein Fragebogen, den 

Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen dem ukrainischen Präsidenten Wolodymyr 

Selensky Anfang April 2022 überreicht hat. Die Ukraine hat den Fragebogen innerhalb 

kürzester Zeit beantwortet und der EU übergeben. Aktuell erfolgt die Überprüfung der 

Kommission, die Ergebnisse werden in einer Stellungnahme veröffentlicht. In der 

Vergangenheit konnte die Bearbeitung der Stellungnahme seitens der EU mehrere Jahre 

in Anspruch nehmen, der Ukraine wurde die Bearbeitung innerhalb von Wochen zugesagt. 

Aktuell wird mit der Veröffentlichung der Stellungnahme im Juni 2022 gerechnet. Wenn 

die Europäische Kommission den Beitrittsantrag in der Stellungnahme positiv bewertet, 

kann der Rat der EU diese Stellungnahme billigen und der Ukraine den offiziellen Status 

eines Beitrittskandidaten verleihen. Ist der Status verliehen, können die 

Beitrittsverhandlungen theoretisch beginnen. Vorab müssen jedoch bereits einige 

Reformen umgesetzt sein. Diese so genannten "Kopenhagener Kriterien" müssen alle 

Staaten erfüllen, die der EU beitreten wollen:   

 Das "politische Kriterium": Institutionelle Stabilität, demokratische und 

rechtsstaatliche Ordnung, Wahrung der Menschenrechte sowie Achtung und 

Schutz von Minderheiten. 

 Das "wirtschaftliche Kriterium": Eine funktionsfähige Marktwirtschaft und die 

Fähigkeit, dem Wettbewerbsdruck innerhalb des EU-Binnenmarktes 

standzuhalten. 

 Das "Acquis-Kriterium": Die Fähigkeit, sich die aus einer EU-Mitgliedschaft 

erwachsenden Verpflichtungen und Ziele zu eigen zu machen das heißt: 

https://www.europaimunterricht.de/europaeischer-rat
https://www.europaimunterricht.de/rat-europaeischen-union
https://www.europaimunterricht.de/rat-europaeischen-union
https://www.europaimunterricht.de/eu-kommission
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Übernahme des gesamten gemeinschaftlichen Rechts, des "gemeinschaftlichen 

Besitzstandes " (Acquis communautaire).6  

In laufenden Fortschrittsberichten verfolgt die EU den Stand dieser Entwicklung. Sind 

durch die Reformen Schlüsselkriterien erfüllt, kann der Rat der EU in einer Stellungnahme 

die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen billigen. Legen einzelne EU-Mitgliedstaaten ein 

Veto ein, verschiebt sich der Beginn der Verhandlungen. Mit Beginn der 

Beitrittsverhandlungen werden 35 Kapitel zu jeweils einzelnen Handlungsfeldern eröffnet. 

Dieser werden in Beitrittskonferenzen zwischen den Regierungen der EU-Länder und der 

Regierung des Kandidatenstaates auf Ministerebene geführt. Ziel ist die vollständige 

Übernahme des rechtlichen Besitzstandes der EU durch den Beitrittskandidaten. Nach 

Abschluss aller Kapitel wird ein Beitrittsvertrages im Entwurf aufgesetzt. Diesem Entwurf 

muss die Kommission, der Rat und das Parlament zustimmen. Daraufhin würde die 

Unterzeichnung des Beitrittsvertrages durch die Ukraine und jedes einzelnen EU-

Mitgliedstaates erfolgen. Nach einer anschließenden Ratifizierung ist Aufnahme in die 

Europäischen Union vollzogen. 

Experten diskutieren zudem auch Übergangslösungen wie die „Assoziierte Mitgliedschaft 

oder den „Beobachterstatus“ der Ukraine, da diese kurzfristiger umzusetzen seien als die 

Vollmitgliedschaft.7 

4 LANDSCHAFT UND ÄNDERUNGEN IM BEREICH 

AGRARHANDELS-STANDARDS IN DER EU 

Dem Handel mit Agrarerzeugnissen kann bereits kurzfristig mit der am 27.04.2022 

präsentierten Gesetzesvorlage der EU-Kommission u.a. zur einjährigen Aussetzung aller 

ausstehenden Zölle, gemäß Titel IV des Assoziierungsabkommens zwischen der EU und 

der Ukraine zur Schaffung einer vertieften und umfassenden Freihandelszone, eine 

deutliche Änderung bevorstehen. Dies betrifft drei Warenkategorien:  

 gewerbliche Waren, für die die Zölle bis Ende 2022 auslaufen,  

 Obst und Gemüse, das der Einfuhrpreisregelung unterliegt,  

 landwirtschaftliche Erzeugnisse und landwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse, 

für die Zollkontingente gelten. 

Der Vorschlag muss noch vom Europäischen Parlament und vom Rat der Europäischen 

Union erörtert und gebilligt werden. 

Lang- und Mittelfristige Änderungen im Bereich des Agrarhandels und Standards in der 

EU ergeben sich insbesondere aus dem Ziel der EU bis 2050 Klimaneutralität zu erreichen. 

Dieses Ziel soll durch die Strategie „Green Deal“ erreicht werden und wird durch das 

                                                            
6 https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/europa/bedingungen-fuer-den-beitritt-zur-europaeischen-
union-434536  
7 https://osteuropa.lpb-bw.de/ukraine-eu-beitritt 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/europa/bedingungen-fuer-den-beitritt-zur-europaeischen-union-434536
https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/europa/bedingungen-fuer-den-beitritt-zur-europaeischen-union-434536
https://osteuropa.lpb-bw.de/ukraine-eu-beitritt
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Legislativpaket „Fit für 55“ flankiert. Rechtlich bindend ist bereits heute die Verordnung 

über das Europäische Klimagesetz. Als weitere Strategien, die zukünftige Änderungen im 

Agrarhandel beschreiben, sind die „EU-Biodiversitätsstrategie“, „Vom Hof auf den Tisch“ 

(Farm to Fork), die „Europäische Industriestrategie“, die „EU-Waldstrategie für 2030“ und 

der Aktionsplan für die Kreislaufwirtschaft zu nennen.8 

5 ERFAHRUNGEN ANDERER „NEUER“ EU-MITGLIEDSSTAATEN 

Ein EU-Beitritt hat grundsätzlich drei Folgen für den Agrarsektor:  

 Einführung der „Gemeinsamen Agrarpolitik“ (GAP), die bisher angewandten 

nationalen Instrumente der Agrarpolitik werde abgeschafft oder angepasst;  

 der ländliche Raum erhält Fördermittel aus unterschiedlichen Programmen der EU; 

 der Handel mit Agrarprodukten wird komplett liberalisiert.  

5.1. Entwicklungen des Agrarsektors und Handels kurz nach EU-Beitritt am 

Beispiel von Polen 

Zugegeben, Polen gehört nicht zu den neusten EU-Mitgliedsstaaten, dennoch werden die 

Erfahrungen als direkter Nachbar der Ukraine oftmals herangezogen. Polen ist seit dem 

Jahr 2004 Mitglied der EU und eines der wenigen Länder bei der östlichen Erweiterung, 

das nicht durch die Zwangskollektivierung der Landwirtschaft geprägt wurde. 

Entwicklung der Agrarexporte nach EU-Beitritt 

Ein Jahr vor dem EU-Beitritt wurden Agrarprodukte im Wert von 2,6 Mrd. Euro in die EU 

exportiert, in den ersten vier Jahren als EU-Mitgliedsstaat hat sich dieser Wert auf 8,5 

Mrd. Euro verdreifacht. Ähnlich deutlich stieg der Import von Agrarprodukten aus der EU 

in Polen. Der globale Handel mit nicht EU-Staaten entwickelte sich im gleichen Zeitraum 

deutlich weniger dynamisch, auch wenn sich hier eine Steigerung des Exports, wie auch 

des Imports gleichermaßen feststellen ließ. Insgesamt lässt sich somit eine deutliche 

Umsatzsteigerung nach EU-Beitritt ablesen. In manchen Produktgruppen führte das 

verknappte Angebot auf dem Inlandsmarkt zu Preissteigerungen. Nach einem 

Preisanstieg in der landwirtschaftlichen Produktion von 10% im Jahr 2004 und einem 

kurzzeitigen Rückgang 2005 begann ab 2006 ein erneuter Preisanstieg, der sich jedoch 

aus einer globalen Nachfragesteigerung von Agrarprodukten ergab. Negative Folgen 

erfuhr die Landwirtschaft auf der anderen Seite nach EU-Beitritt durch steigende Preise 

für Düngemittel und Landmaschinen. Diesen Anstieg beschränkte sich jedoch nicht allein 

auf Polen oder die neuen Mitgliedsstaaten, sondern konnte in der Landwirtschaft der 

gesamten EU beobachtet werden. Lediglich in den Jahren 2004 und 2005 war die 

Preissteigerung für Produktionsmittel in Polen stärker verglichen mit der EU-27. 

 

                                                            
8 https://www.consilium.europa.eu/de/policies/green-deal/ 
 

https://www.consilium.europa.eu/de/policies/green-deal/
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Einbindung in die GAP und Bodenpreise 

Die Einbindung der neuen Mitgliedsstaaten in die EU-Direktzahlungen erfolgte 

Schrittweise. Zunächst betrugen die Zahlungen aus der 1. Säule in Höhe 25% des EU-15 

Niveaus, bis zum Jahr 2013 erfolgte die 100%ige Anpassung. Damals hatte Polen die 

Möglichkeit gewählt die Direktzahlungen für jeden bewirtschafteten Hektar, unabhängig 

der Bewirtschaftungsart, ohne Konditionalitäten und auch an Nicht-Landwirte in gleicher 

Höhe auszugeben. Mit der aktuellen und kommenden GAP würde dies nicht möglich sein. 

Die Nachfrage nach landwirtschaftlicher Nutzfläche nahm ab 2004 merklich zu, ebenso 

die aufgerufenen Preise für Agrarland. Die Preissteigerung für Agrarflächen wird 

begründet durch den Zugang zu Direktzahlungen, das Bestreben von bestehenden 

Betrieben zu expandieren und Spekulationen. Der Preise für privat gehandelte Flächen ist 

in den ersten vier Jahren der Mitgliedschaft in der EU um 134% gegenüber den Jahren 

2000 bis 2003 gestiegen. Im Vergleich zu anderen Ländern in der EU blieb der 

Flächenpreis dennoch mit rund 0,4 Euro pro m² gering, in Deutschland betrug der Preis 

zum Beispiel zeitglich im Durchschnitt 1 Euro pro m². Mit dem Beitritt in die EU profitierte 

Polen zusätzlich stark durch Mittel aus der 2. Säule der GAP und weiteren Programmen 

für die Entwicklung des ländlichen Raums und von benachteiligten Gebieten.  

Diese eben beschriebenen Entwicklungen, also die steigenden Preise für Agrarprodukte 

durch den liberalisierten Handel innerhalb der EU und der global gestiegenen Nachfrage, 

die Direktzahlungen und Programme zur Entwicklung des ländlichen Raums, führten 

insgesamt zu steigenden Einkünften in der Landwirtschaft in Polen. Diese Entwicklung 

konnte auch in den baltischen Staaten beobachtet werden. Hier verdreifachte sich der 

Einkommenszuwachs sogar, in Ungarn und Tschechien verdoppelte sich dieser. 

Damalige Stimmung in der Landwirtschaft  

Die Verbesserung der finanziellen Situation und das Ausbleiben von Befürchtungen 

führten zur Veränderung der Einstellung in der polnischen Landwirtschaft gegenüber der 

EU. Ein Jahr vor dem EU-Beitritt war die Skepsis groß und die in der Landwirtschaft 

Tätigen Befragten erwarteten keine Verbesserungen durch den Beitritt in die EU, 19% 

dieser Gruppe der Befragten hatte 2008 ihre Meinung geändert. Fast 50% der Befragten 

waren nun der Meinung, dass ihr landwirtschaftlicher Betrieb durch die EU profitiert. 

Dieser Trend zeichnete sich 2008 auch in der Gesellschaft ab. Bei einer Befragung gaben 

75% an, dass die EU für die polnische Landwirtschaft zum Vorteil sei.9    

                                                            
9 https://www.laender-analysen.de/site/assets/files/1260/polenanalysen51.pdf 
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6 IDENTIFIZIERUNG VON VERANTWORTLICHEN PERSONEN 

FÜR DIE AGRARHANDELSSTANDARDS (IM BEREICH 

PRODUKTSICHERHEIT) IN DER EU-KOMMISSION UND EU-

PARLAMENT – POTENTIELLE PARTNER FÜR DIE UKRAINE 

Die Europäische Union ist seit 1993 zunächst durch die „Delegation der Europäischen 

Kommission in der Ukraine“ und seit 2009 durch die „Delegation der Europäischen Union 

für die Ukraine“ in der Hauptstadt der Ukraine vertreten.   

Als diplomatischen Mission hat die „Delegation der Europäischen Union für die Ukraine“ 

die Aufgaben und das Mandat die politischen und wirtschaftlichen Beziehungen zwischen 

der Ukraine und der EU durch die Aufrechterhaltung intensiver Beziehungen zu 

Regierungsinstitutionen und durch Wissensvermittlung über die EU, ihre Institutionen und 

Programme zu fördern. Ebenso begleitet sie die Umsetzung des Assoziierungsabkommens 

zwischen der Europäischen Union und der Ukraine, informiert die Öffentlichkeit über die 

Politik und Entwicklungen in der EU und nimmt an der Umsetzung von 

Unterstützungsprogrammen der EU teil.10  

EU-Botschafter und Delegationsleiter in der Ukraine ist seit 2019 Herr Matti Maasikas aus 

Estland. Die Handels- und Wirtschaftsabteilung (Trade and Economic Section) beschäftigt 

sich u.a. mit Fragen der Lebensmittelsicherheit und dem Handel von Rohstoffen und 

Lebensmitteln. Leiterin der Handels- und Wirtschaftsabteilung der EU-Delegation in der 

Ukraine ist Frau Jana Herceg. Ebenso sind Projekte beim Sektormanager für Land, 

Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Lebensmittelsicherheit der Delegation, Christian Ben 

Hell, angesiedelt. 

Kontakt über: delegation-ukraine@eeas.europa.eu; +380 (44) 390 80 10  

Anschrift: 101 Volodymyrska Str., Kyiv, Ukraine 01033 

Der Europäischer Auswärtiger Dienst (EAD) ist der diplomatische Dienst der 

Europäischen. Er soll die EU-Außenpolitik kohärenter und wirksamer machen und dadurch 

Europas internationalen Einfluss stärken. Umgangssprachlich könnte der EAD als 

Außenministerium der EU bezeichnet werden, welches das Dach der EU-Delegationen 

bildet.11 

6.1. Initiativen und Organe der EU-Kommission 

Bereits 2014 wurde auf Beschluss des Präsidenten der EU-Kommission die „Support 

Group for Ukraine (SGUA)“ der Europäischen Kommission etabliert. SGUA wurde als Task 

Force geschaffen, um die Ukraine bei der Umsetzung des Assoziierungsabkommens mit 

der EU (einschließlich der vertieften und umfassenden Freihandelszone) zu unterstützen. 

                                                            
10 https://www.eeas.europa.eu/ukraine/who-we-are_en?s=232  
11 https://european-union.europa.eu/institutions-law-budget/institutions-and-bodies/institutions-and-bodies-
profiles/eeas_de  

mailto:delegation-ukraine@eeas.europa.eu
https://www.eeas.europa.eu/ukraine/who-we-are_en?s=232
https://european-union.europa.eu/institutions-law-budget/institutions-and-bodies/institutions-and-bodies-profiles/eeas_de
https://european-union.europa.eu/institutions-law-budget/institutions-and-bodies/institutions-and-bodies-profiles/eeas_de
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SGUA stellt sicher, dass die von der Europäischen Kommission bereitgestellte 

Unterstützung – Beratung, Fachwissen und finanzielle Zusammenarbeit, die von allen 

Dienststellen der Kommission bereitgestellt wird – fokussiert und konzentriert ist. Sie 

arbeitet eng mit dem Europäischen Auswärtigen Dienst, mit der Delegation der 

Europäischen Union in der Ukraine (s. Einleitung Kapitel 6) und mit der Beratungsmission 

der Europäischen Union zusammen.  Die SGUA arbeitet in fünf unterschiedlichen 

Arbeitsgruppen die sich mitfolgenden Themenbereichen beschäftigen: 

I. Politik- und Reformkoordinierung 

Teamleiter: Tanel TANG 

 

II. Sozioökonomische und Steuerreformen, Dezentralisierung 

Teamleiterin: Julda KIELYTE 

 

III. Green Deal, Energie, Umwelt, Landwirtschaft, Verkehr 

Teamleiter: Marcus LIPPOLD 

 

IV. Governance und Rechtsstaatlichkeit, Digital 

Teamleiter: Frank PAUL 

 

V. Finanzielle Zusammenarbeit 

Teamleiter: Pier Luca LEPRI 

Unter dem Themenbereich drei wird sich auch das Thema Agrarhandel wiederfinden. 

SGUA hat seinen Sitz in Brüssel und kann per E-Mail kontaktiert werden: 

SGUA@ec.europa.eu12 

Ebenfalls mit Themen des Agrarhandels beschäftigen sich die Generaldirektionen der EU. 

Hier seien Handel (DG TRADE), Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (DG SANTE), 

Landwirtschaft und ländliche Entwicklung (DG AGRI) sowie die Generaldirektion Mobilität 

und Verkehr (DG MOVE) mit Sitz in Brüssel genannt. 

Die Generaldirektion Handel der Kommission ist für die EU-Politik im Bereich Handel mit 

Nicht-EU-Ländern zuständig.13 Stellvertretender Referatsleiter und Politikkoordinator 

Ukraine ist Herr Marco Düerkop (Telefon +32-229-98426)14 

Von der Generaldirektion Gesundheit und Lebensmittelsicherheit ist der stellvertretende 

Generaldirektor Koen van Dyck mit den Themen Nahrungsmittelnachhaltigkeit, 

internationale Beziehungen - Bilaterale Internationale Beziehungen betraut. (Telefon 

+32-229-84334) 

                                                            
12 https://ec.europa.eu/neighbourhood-enlargement/european-neighbourhood-policy/countries-

region/ukraine_de 
13 https://ec.europa.eu/info/departments/trade_de 
14 https://op.europa.eu/de/web/who-is-who/organization/-/organization/TRADE/COM_CRF_230261 

tel:+32-229-98426
tel:+32-229-84334
https://ec.europa.eu/neighbourhood-enlargement/european-neighbourhood-policy/countries-region/ukraine_de
https://ec.europa.eu/neighbourhood-enlargement/european-neighbourhood-policy/countries-region/ukraine_de
https://op.europa.eu/de/web/who-is-who/organization/-/organization/TRADE/COM_CRF_230261
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Diese Generaldirektion der Kommission ist für die EU-Politik im Bereich Landwirtschaft 

und ländliche Entwicklung zuständig und befasst sich mit allen Aspekten der 

gemeinsamen Agrarpolitik (GAP). Für den Bereich Nachbarschaft, Erweiterung und 

Heranführungshilfe in DG AGRI ist Frank Bollen (Telefon +32-229-98320)15 

6.2. Initiativen und Organe des EU-Parlaments 

Delegation im Parlamentarischen Assoziationsausschuss EU-Ukraine16 

Die Delegation des Europäischen Parlaments im Parlamentarischen 

Assoziationsausschuss EU-Ukraine (D-UA) ist für die Entwicklung der Beziehungen zum 

Parlament der Ukraine, der Werchowna Rada, zuständig und bringt gewählte 

Vertreterinnen und Vertreter beider Parlamente zusammen. Der Ausschuss trat zum 

ersten Mal im Februar 2015 zusammen. Die Delegation des Europäischen Parlaments 

zählt 16 ordentliche Mitglieder und weitere Ersatzmitglieder. Vorsitzender der Delegation 

des Europäischen Parlaments ist Herr Witold Jan Waszczykowski. Gleichzeitig ist er Co-

Vorsitzender des Parlamentarischen Assoziationsausschusses EU-Ukraine gemeinsam mit 

Herr Vadym Halaichuk, Mitglied der Werchowna Rada. 

Parlamentarische Assoziationsausschuss 

Der Parlamentarische Assoziationsausschuss ist seit seiner Gründung regelmäßig 

mindestens zweimal im Jahr abwechselnd in der Ukraine und den Räumlichkeiten des 

Europäischen Parlaments in Straßburg oder Brüssel zusammengetreten.  

Der Ausschuss ist eine Plattform für Mitglieder des Europäischen Parlaments und der 

Werchowna Rada zur Erörterung aller Aspekte der Beziehungen zwischen der EU und der 

Ukraine, des Reformprozesses (einschließlich der Annäherung der Rechtsvorschriften an 

die EU im Rahmen der Umsetzung des Assoziierungsabkommens) und der Sicherheitslage 

in Ukraine sowie andere Themen von beiderseitigem Interesse. Rechtsgrundlage des 

Ausschusses ist das am 27. Juni 2014 unterzeichnete Assoziierungsabkommen zwischen 

der EU und der Ukraine. 

 

 

 

 

 

 

 

                                                            
15 https://op.europa.eu/de/web/who-is-who/person/-/person/COM_000037A37A 
16 https://www.europarl.europa.eu/delegations/de/d-ua/home 

https://www.europarl.europa.eu/delegations/de/d-ua

